
Es herrschen schwere Zeiten für Kriegskritiker_innen. Die BRD ist weltweit mit ihrer „größten Frie-
densbewegung der Welt“, der Bundeswehr, unterwegs um „Freiheit, Gleichheit und Sicherheit“ an die 

Frau und den Mann zu bringen. Während sich deutsche Friedensfreund_innen dafür beglückwünschen, 
ihren ehemaligen Weggefährt_innen der „neuen deutschen Volkspartei“ (den Grünen) ein Waffenembar-
go gegenüber China abgerungen zu haben, „plaudert“ der Charmingboy der „einzigen Antikriegspartei im 
Bundestag“ (Gregor Gysi, DIE.LINKE) mit dem „großen Satan“ darüber, dass die Ablehnung der Waffen-
bruderschaft (Nato) nichts weiter als „Placebos“ für die „Parteispinner“ darstellt. Wer heutzutage darauf auf-
merksam macht, dass das „bewaffnete technische Hilfswerk“ Kinder- und Frauenmörder ist, dass die aktuelle 
Kriegspolitik nicht der Weltverbesserung dient, scheint im Abseits zu stehen.   

Es scheint, als wären gerade die eingefleischten Antiimperialist_innen in ihrem Festhalten am Begriff des 
Imperialismus heutzutage besonders radikal. „Krieg dem imperialistischen Krieg!“ mag bei Betrachtung der 
militärischen Auseinandersetzungen in der Welt als die Quintessenz eines revolutionären Bewusstseins er-
scheinen; dies ist tatsächlich jedoch insofern weit gefehlt, als dass geradezu das Gegenteil der Fall ist.

Moralismus & Ökonomismus sind 
weder die Waffe der Kritik, noch die 
Kritik der Waffen. 

Antiimperialist_innen verstehen es bei jeder mi-
litärischen Intervention einer Großmacht, nach den 
Rohstoffquellen oder den Routen für zukünftige 
Pipelines oder den geostrategischen Interessen zu 
suchen, um die es doch „eigentlich“ gehe. Auch in 
den diesjährigen Mobili-
sierungen gegen die SiKo 
oder die Verlängerung des 
„Afghanistan-Mandats“ 
ist dies eine beliebte Me-
thode:  „Afghanistan ist 
für die kapitalistischen 
Mächte vor allem von Inte-
resse, weil es inmitten einer 
Region liegt, die reich an 
Rohstoffen ist. Dabei geht 
es den Besatzern weniger um die in Afghanistan vor-
handenen Rohstoffe, als vielmehr um den geplanten 
Transport von Gas mit Pipelines durch das Land.“1

Ganz im Sinne Lenins wird in ökonomistischer 
Staats- und Politikauffassung argumentiert und die 
bürgerlichen Staaten als Puppen der Strippenzieher_
innen – alias „große Konzerne“ – verkauft, die für 
deren unmittelbaren Geschäftserfolg tätig würden. 

[1] Aufruf Rote Antifa 2011 gegen Mandatsverlängerung 
Afghanistan

Auf eine Unterscheidung zwischen Ökonomie und 
Politik wird zumeist großzügig verzichtet, da letzte-
re ohnehin in nichts anderem als in der Exekution 
der Geschäftsinteressen des Kapitals bestände. Diese 
Deduktion der Außenpolitik bürgerlicher Staaten 
aus der unmittelbaren Profitlogiken der Großkapi-
tale entspringt dabei der antiimperialistischen Be-
hauptung eines Übergangs vom Konkurrenz- zum 

Monopolkapitalismus bzw. 
zum Staatsmonopolkapita-
lismus. Aus dem Größen-
wachstum der Einzelkapitale 
und einer immer kleiner wer-
denden Zahl von Kapitalen, 
wird auf eine Veränderung 
der kapitalistischen Verge-
sellschaftungsweise als Gan-
zes geschlossen: nicht mehr 
die Verwertung des Werts, 

sondern der Wille der „Monopolherren“ würde in 
der Epoche des Imperialismus die Ökonomie be-
herrschen. An die Stelle der negativen Totalität des 
Kapitalismus und seiner über den Wert vermittelten 
Vergesellschaftung sind die Interessen der Großkon-
zerne, bzw. – um in der Sprache der Antiglobalisie-
rungsbewegung zu verharren – die transnationalen 
Multis getreten.

Stattdessen ist hervorzuheben, dass der bürgerli-
che Staat als „ideeller Gesamtkapitalist“ (F.Engels) 

Selbstbestimmung“ wenigstens eine Verbesserung 
des allgemeinen Lebensstandards als ihr Abfallpro-
dukt mitliefert, endgültig vorbei. Fast alle Staaten 
der sog. „Dritten Welt“ teilten dasselbe Schicksal: 
ihre Nationalökonomien wurden nach Maßgabe 
der Weltmarktproduktivität zu wertlosem Schrott 
erklärt. Einander befehdende Banden und Cliquen 
versuchen entweder die letzten verwertbaren Reste 
der Ökonomie an internationale Konzerne zu ver-
scherbeln, oder sie empfehlen sich als kompetente 
Verwalter und Vollstrecker des Massenelends. 

Die Tatsache, dass in vielen Regionen der Welt 
vor und insbesondere nach 1989 keine reproduktive 
Ökonomie entstand, führt zur allgemeinen Frustra-
tion der althergebrachten nationalen Befreiungsu-
topien. Wo sich als Ideal nur noch die Verwaltung 
von Elend  anschickt, sind die adäquatesten Formen 
„nationaler Befreiung“ nur noch völkische oder reli-
giöse Phrasen sowie praktisch barbarische Schläch-
tereien. 

Der Islamismus spielt in dieser Konstellation 
moralischen „Antikapitalismus“ und „Modernisie-
rungsbewegung“ zugleich. In dem Moment, wo die 
gesellschaftliche Verbindung über den Markt nur 
mehr partiell funktioniert und es zum Zerfall der 
Gesellschaft kommt, avanciert der Islamismus, ne-
ben der unmittelbaren Repression durch die Staats-
gewalt, zur zweiten vermittelnden Kraft; einer Kraft, 
die einen ideologischen und institutionellen Zusam-
menhalt der KonkurrentInnen herzustellen vermag. 
Durch sein Doppelwesen als personalisierter An-
tikapitalismus und moralistisches Untertanenbe-
wusstsein, ist der Islamismus dazu prädestiniert, die 
adäquate Krisen-Staatsideologie zu sein.

Das scheinbare Dilemma des heutigen Antiimpe-
rialismus, sein Hadern mit den offen „reaktionären 
Befreiungsbewegungen“ erweist sich bei Betrach-
tung seines materialistischen Grundes als Übergang 
zur weiteren Regression in völkische oder religiös-
fundamentalistische Ideologie. Die alten antiimpe-
rialistischen Legitimationen der Staatsmacht unter 
den Schlagwörterb von „fortschrittlicher Entwick-
lung“ vergammeln heute ohne Erdölvorkommen 
oder IWF-Kredit auf den Friedhöfen staatsaffirmati-
ver Ideologien. Wo einst der Antiimperialismus dem 

„linken Nationalismus“ frönte, dass das gute kämp-
fende „Volk “ als Synonym für ein versöhntes Kol-
lektiv anbetete, in der jede/r Einzelne_r in absoluter 
Identität mit „Volk“ und authentischer Herrschaft 
aufgegangen wäre, bleibt nun nichts als antiziganis-
tisches Pogrom in Ungarn oder (Frauen)Steinigung 
im Iran. 

Das klassische antiimperialistische Projekt der 
„nationalen Befreiung“ hat seine Tage schon lange 
hinter sich, es wartet nur noch der Islamismus so-
wie andere Schlächter-Ideologien in den Köpfen der 
„guten Völker“ auf die Kämpfer für eine „gerechtere 
Welt“.

Dies heißt nicht, den Kampf gegen das Elend der 
Welt aufzugeben, es gilt den Kampf Ums Ganze zu 
beginnen! Die Kritik an den kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnissen muss aber auch eine Kritik 
an den ideologischen Denkformen sein, in denen 
sich das historisch Gewordene und gesellschaftlich 
Hervorgebrachte in den Köpfen der Menschen zum 
scheinbar Ursprünglichen, Natürlichen oder Göttli-
chen verkehrt und verselbständigt. Der Kapitalismus 
ist ein gesellschaftliches Verhältnis – von Menschen 
hervorgebracht – und als solches auch von den Men-
schen überwindbar. 

„Sehen Sie, waren das nicht lebendige Tiger, eisen-
harte Tiger, echte Tiger? Letzten Endes aber haben 
sie sich in Papiertiger, in tote Tiger, in butterweiche 
Tiger verwandelt. Das sind historische Tatsachen. 
Hat man denn das alles nicht gesehen und gehört? 
Wahrlich tausendmal und aber Tausende Male! In 
Tausenden und Zehntausenden von Fällen! Somit 
muß man von ihrem Wesen her, aus einer langen 
Perspektive, in strategischer Hinsicht den Antiimpe-
rialismus als das betrachten, was er in Wirklichkeit 
ist – ein Papiertiger. Darauf müssen wir unser stra-
tegisches Denken gründen. Anderseits sind sie aber 
wiederum lebendige, eisenharte, wirkliche Tiger, die 
Menschen fressen können. Darauf müssen wir unser 
taktisches Denken gründen.“ Moa Tee Pung 2011

Antiimperialistische Denkblockaden 
einreißen!
Für den Kommunismus heißt es: Es 
geht Ums Ganze!

„Alle Antiimperialisten sind Papiertiger!“ Moa Tee Pung 
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die Voraussetzungen kapitalistischer Akkumulation 
zu sichern hat - nicht nur als Funktionsbedingung 
des Kapitalismus, sondern als Voraussetzung der 
eigenen ökonomischen Existenz des Staates, die an 
ausreichende Steuereinnahmen, begrenzte Sozial-
ausgaben und ein „stabiles“ Geld gebunden ist. Und 
dabei endet die Fürsorge des Staats für die allgemei-
nen Bedingungen und speziellen Chancen der Ka-
pitalakkumulation natürlich nicht an seinen Lan-
desgrenzen; diese begrenzen zwar seine anerkannte 
Souveränität, d.h. sein Gewaltmonopol, nicht aber 
seine politischen, ökonomischen und gegebenen-
falls militärischen Erpressungspotenziale.

Allerdings besteht diese staatliche Sicherung ei-
ner gelingenden Akkumulation nicht in der politi-
schen Wahrnehmung eines bereits fertig vorliegen-
den kapitalistischen Klasseninteresses. Was zu dieser 
Sicherung alles nötig ist, wie deren Vor- und Nach-
teile verteilt werden, muss überhaupt erst innerhalb 
der verschiedenen staatlichen Institutionen und der 
„bürgerlichen Öffentlichkeit“ ermittelt und zu ei-
nem politischen Konsens gemacht werden. Dieser 
Konsens betrifft daher nicht nur die Zustimmung 
der großen Kapitalfraktionen zur staatlichen Poli-
tik. Denn ausschlaggebend für außenwirtschaftspo-
litische Machtentfaltung sind wiederum die Kon-
kurrenz- fähigkeit heimischer Unternehmen, das 
Volumen und Wachstum der Nationalökonomie 
als Ganzes, die Kaufkraft der nationalen Währung 
– und in Abhängigkeit davon das steuerfinanzierte 
militärische Erpressungspotenzial eines Staates oder 
Staatenbündnisses. Daher folgen auch nicht jeder 
Krieg und nicht jede „humanitäre Intervention“, die 
die Großmächte des Weltkapitalismus führen, ei-
nem primär ökonomischen Interesse. Jedoch ist ihre 
Militärmacht immerhin der beste Garant dafür, dass 
der nachfolgende Frieden nach den Bedürfnissen ei-
nes Weltmarktsystems organisiert wird, dem diese 
Staaten ihre ökonomische Dominanz verdanken.

Im Gegensatz zu einer materialistischen Kritik 
der Staatenwelt und des Weltmarktes vermutet der 
Antiimperialismus im internationalen politischen 
Handeln der Staaten immer nur die gleiche Pro-
fit- und Interventions-Logik. Krieg und Frieden 
erscheinen stets nur als Mittel derselben Strategie 
mächtiger Konzerne und ihrer Vasall_innen von 
Staaten nach Befriedigung ihrer Interessen. Somit 
dient der Begriff des Imperialismus den Antiimpe-

rialist_innen stets als moralischer Ausdruck für die 
Übel in der Welt, welche jedoch dem Kapitalismus 
immanent sind. Der Weltmarkt – samt der auswärti-
gen Politik – wird nicht als die Konsequenz des ka-
pitalistischen Privateigentums und des bürgerlichen 
Staates, sondern nur als eine Veränderung des Kapi-
talismus gefasst. Insofern überrascht es auch nicht, 
dass die „Hauptstadtantifa“ (Antifaschistische Lin-
ke Berlin, kurz: ALB) in ihren antiimperialistischen 
Aufruf gegen die Mandatsverlängerung eine „ge-
rechte Gesellschaft weltweit“ fordert2. Jedoch lie-
gen im „Weltmarkt“ allgemein keine harmonischen 
Austauschbeziehungen vor, was wohl im bürger-
lich-antiimperialistischen Verständnis als „gerecht“ 
verstanden wird. Denn selbst der „gerechteste“, for-
mal gleichberechtigte „Term of 
Trade“3 geht zu Lasten des aufs 
Ganze betrachtet schwächeren, 
d.h. weniger produktiven Han-
delspartners. Dessen Kapita-
le sind zu klein, sein Kredit zu 
gering, und sein einziger Wett-
bewerbsvorteil – billige Lohn-
arbeit – ist notorisch wachs-
tumsschwach. Doch angesichts 
der Entwicklungsdynamik des 
Kapitalismus ist für die meisten 
dieser ökonomisch unterlegenen 
Staaten die Öffnung und Pro-
duktion für den Weltmarkt die 
einzige Möglichkeit, überhaupt 
an Technologie und Kapital zu 
kommen – und schließlich sind 
diese Grundvoraussetzungen je-
der eigenständigen Produktivitätsentwicklung.

Der Ökonomismus des Antiimperialismus liefert 
die moralisierende Abspaltung der Staatenkonkur-
renz vom Kapitalismus. Als „schlecht“ befundene 
Resultate der bürgerlichen Gesellschaft, wie Milita-
risierung der Gesellschaften und Kriegsführungen, 
werden externalisiert in Begriffe wie Imperialismus, 
Globalisierung oder Neoliberalismus. Doch diese 

[2] ALB 2011 Bundeswehr raus aus Afghanistan

[3] Der Begriff Terms of Trade (TOT) bzw. Einfuhrtausch-
verhältnis oder Realaustauschverhältnis bezeichnet eine 
volkswirtschaftliche Maßzahl für das reale Austauschverhält-
nis zwischen den exportierten und den importierten Gütern 
eines Landes

Moralisierung ist im Kern nichts anderes als die Af-
firmation des falschen Ganzen, es ist das Gegenteil 
einer materialistischen Analyse des Staates und des 
Weltmarktes, die zumindest Kommunist_Innen zu 
Gebote stände. 

Nieder mit der Völkerfreundschaft! 
Hoch die antinationale Solidarität!

Der Antiimperialismus lebt von der , dass be-
stimmte Arten des Nationalismus  eine fortschritt-
liche Funktion hätten. Der Ursprung dieser Vorstel-
lung entstammt aus der historischen Verbindung 
von Agrarrevolutionen und der Nationenkonsti-
tution seit der französischen Revolution 1789. Die 
Landfrage war stets, auch zur Zeit antikolonialen 

Bewegungen in den 50er und 
60er Jahren, mit der Frage der 
Erringung des Staatsbürger_in-
nen-Status in die vermeintliche 
Auflösung als unabhängige Na-
tion verknüpft. Zur Blütezeit 
der antikolonialen Revolten 
mag es daher ausgesehen haben, 
als seien die nationalistischen 
Bewegungen sozialrevolutionär 
aufgeladen. Doch schon damals 
wie heute galt ein unversöhnli-
cher Gegensatz – der zwischen 
Kommunismus und Nation!

In der antiimperialistischen 
Stilisierung des „Volkes“wurden 
und werden jedoch die Opfer 
von Krieg, Kolonialismus und 
Besatzung immer zugleich als 

objektiv antiimperialistisch und als Widerstands-
gemeinschaft phantasiert. Unter dieser Perspektive 
erschien die Herrschaft aufgespaltet in eine, die den 
Beherrschten als wesensfremde –   d.h. als imperialis-
tische – und in eine authentische – d.h. autochthone 
Herrschaft – über die ‚Eigenen‘, die in dem antiim-
perialistischen Schwulst von der „Souveränität“mit 
dem Prädikat „fortschrittlich“ fetischisiert wird. 

Der Antiimperialismus war somit nur das geistige 
Echo der allgemeinen Tendenz kapitaler Vergesell-
schaftung. Die Geschichte zeigte jedoch, dass die 
Erfahrungen abtrünniger Regionen und Nationen, 
von einer Zentralgewalt „“und ausgebeutet wor-
den zu sein, nicht bedeuteten, dass es ihnen in der 

„ängigkeit“besser ginge. „ängigkeit“ bedeutet in der 
Welt des Kapitals vor allem, dass sie sich der globa-
len Konkurrenz auf eigene Rechnung, und damit 
auf eigenes Risiko stellen konnten. Selbst der, der 
Rohstoffe zu verkaufen hatte, sah sich bald den un-
freundlichen Konjunkturschwankungen der Welt-
marktkonkurrenz ausgesetzt. 

Der Antiimperialismus war und ist deswegen 
dazu verdammt, die Frustrationen des nationalen 
Hoch- und Gemeinschaftsgefühls durchzumachen. 
Diese Frustrationen sind der Nährboden des bana-
len, immer ein wenig verzweifelten Alltagsnationa-
lismus und in vielen Regionen der Welt inzwischen 
die Flucht in das vermeintliche Heil der „Umma“ 
(Nation der Gläubigen).

Da der Islamismus aber ganz offenkundig mit 
sozialer Revolution nichts am Hut hat, sondern 
sich als permanenten Kampf gegen vermeintliche 
Gemeinschaftsschädlinge ausweist, hadern heutige 
Antiimperialist_innen insbesondere in ihrem Ver-
hältnis zu jenem Kampf. Denn wo den Antiimperi-
alist_innen auf der einen Seite der „gerechte Kampf 
gegen die Unterdrücker und Besatzer“ angeblich ins 
Auge springt, finden sich anderseits stets der Antise-
mitismus, die Frauenunterdrückung und das genaue 
Gegenteil einer „freien Assoziation freier Individu-
en“. (K.Marx).

Im globalen Weltordnungskrieg scheint die Dyna-
mik dahin zu steuern, entweder für den Westen und 
dessen Ideologie der Menschenrechte oder für den 
Islamismus Partei ergreifen zu müssen. Der Kampf 
der Kulturen tobt nicht nur bei Huntington oder 
der Bild-Zeitung; längst ist er Teil des Repertoires 
antiimperialistischer Postillen von Junger Welt und 
der Antiimperialistischer Koordination Wien ge-
worden. Jedoch sind „Menschrechts-Imperialismus“ 
und „Islamismus“ keineswegs unversöhnliche Ge-
gensätze; sie sind jeweils ideologischer Ausdruck 
eines Weltkrisenprozesses, der die Demokratie als 
objektive Staatideologie im Zentrum und notwendi-
gerweise die Barbarei an der Peripherie zur Geltung 
bringt.

Denn mit dem Ende des Sowjetreiches und der 
Integration der letzten Winkel der Erde in den to-
talen kapitalistischen Weltmarkt ist jede Bedingung 
der Möglichkeit, dass die Unterwerfung des Ein-
zelnen unter das staatliche Diktat der „nationalen 


